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Merkel dämpft Erwartungen an Euro-Gipfel
„Kein spektakulärer Schritt“ / Weiter Streit über Griechenland-Hilfe / Bankensteuer erwogen

fronffurterjülgemfiite
ZEITUNG FÜR DEUTSCHLAND

wmu./now./maf./ruh. BRÜSSEL/FRANK- 
FURT, 19. Juli. Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) hat vor überzogenen Er­
wartungen an das Sondergipfeltreffen der 
Staats- und Regierungschefs am Donners- 
rg gewarnt, das sich mit der Staatsschul- 

„enkrise im Euroraum befasst. Die Krise 
werde nicht mit einer spektakulären Ent­
scheidung beendet werden können, sagte 
sie am Dienstag in Hannover. Sie wisse, 
dass es eine „große Sehnsucht“ nach ei­
ner solchen großen Entscheidung gebe. 
Es gebe Vorschläge wie die nach Einfüh­
rung von Eurobonds, eine große Umschul­
dung, für eine Transferunion und vieles 
mehr. „Aber ich werde dem so nicht nach­
geben, die Bundesregierung wird so auch 
nicht nachgeben“, sagte Merkel. Der lu­
xemburgische Finanzminister Luc Frie­
den sagte dagegen dieser Zeitung, es gehe 
um „viel mehr“ als um Griechenland. „Es 
geht um die Stabilität des Euroraums und 
des gesamten europäischen Projekts.“ 
Der griechische Finanzminister Evange- 
los Venizelos warnte vor der Ansteckung 
weiterer Staaten für den Fall, dass für sein 
Land keine Lösung gefunden wird.

Im Streit über ein neues Kreditpro-
amm für Griechenland ist nach wie vor 

-in wunder Punkt nicht geklärt. Offen 
bleibt immer noch, wie der Wunsch vieler 
Eurostaaten nach der Beteiligung privater 
Gläubiger mit der Position der Europäi­
schen Zentralbank (EZB) zu vereinbaren 
wäre. Diese will bislang keine Lösung ak­
zeptieren, die einen teilweisen grie­
chischen Zahlungsausfall zur Folge hätte.

Als neue Option wird diskutiert, dass 
die Beteiligung der privaten Gläubiger 
über eine Steuer für den Finanzsektor er­
folgen soll. Sie hätte nach Ansicht der Ar­
beitsgruppe den Vorteil, dass die Banken 
und Versicherungen beteiligt würden, 
ohne dass die Ratingagenturen Griechen­
land auf „teilweiser Zahlungsausfall“ (se- 
lective default) herunterstufen würden. 
Nach einem Papier der Arbeitsgruppe 
könnte diese Steuer gegebenenfalls mit ei­
ner freiwilligen Privatgläubigerbeteili­
gung kombiniert werden. Eine Herabstu­
fung auf „selective default“ sei dann „un-

Heute
„Fünf Weise" für Plan B
Die fünf Mitglieder des deutschen 
Sachverständigenrates sprechen sich 
in einem Beitrag für diese Zeitung 
für einen Erlass der Hälfte der 
Schulden Griechenlands aus, auch 
wenn dies Risiken berge. Seite 10

Metro muss zurückstecken
Im Streit um die Vorherrschaft über 
die Elektronikketten Media Markt 
und Saturn Hansa muss die Metro 
gegen den Gründer Erich Kellerhals 
vorerst zurückstecken. Seite 12

IBM überrascht positiv
Der amerikanische Technologie­
konzern profitiert von einer regen 
Investitionsbereitschaft in Unter­
nehmen und nimmt Wettbewerbern 
wie Oracle Marktanteile ab. Seite 12

Murdoch vor 
Abgeordneten
Rupert Murdoch, 
der 80 Jahre alte 
Chef des Medienkon­
zerns News Corp., 

stellte sich wegen eines weitreichen­
den Abhörskandals Parlamentariern 
in London -  wobei er viele 
Antworten schuldig blieb. Seite 14

Fitness First vor Börsengang
Der Fitnessstudiokonzern will sich 
vor einem Börsengang selbst besser 
in Schuss bringen. Unrentable Stand­
orte werden geschlossen, das 
Design wird vereinheitlicht. Seite 15

Mehr als Staatsanleihen
Die Staatsschuldenkrise mindert die 
Attraktivität von Staatsanleihen aus 

n Industrienationen. Für Anleger 
es keinen Mangel an seriösen 

Alternativen. Seite 18

Heikle Bürgerversicherung
Ex-Verfassungsgerichtspräsident 
Papier stützt die private Kranken­
versicherung. Eine Zwangsversiche­
rung für alle verletze das Grund­
gesetz. Recht & Steuern. Seite 19

Ansteckungsgefahr? In Athen demonstrieren die Taxifahrer gegen eine Abschaffung ihrer Privilegien. Foto AFP

wahrscheinlich“, heißt es in dem Papier. 
Die Steuer könnte nach unbestätigten Be­
rechnungen etwa 10 Milliarden Euro jähr­
lich einbringen. Allerdings wehrten sich 
die Banken dagegen. Offen blieb, warum 
sich die Banken zu einer weiteren freiwil­
ligen Beteiligung bereiterklären sollten, 
wenn ihnen eine Steuer auferlegt wird.

Die Steuer ist nach Diplomatenanga­
ben nur eine von mehreren diskutierten 
Optionen. Die zweite Option liefe auf 
eine nicht näher bezifferte Beteiligung 
privater Gläubiger, und einen Schulden­
rückkauf hinaus. Der Euro-Krisenfonds 
EFSF müsste in diesem Fall Mittel zur Re­
finanzierung griechischer Banken und Si­
cherheiten für die Europäische Zentral­
bank (EZB) aufbringen, damit diese den 
dortigen Banken noch Kredit gibt. In der 
dritten Option ist kein Schuldenrückkauf 
vorgesehen. Stattdessen würde Griechen­

land durch niedrigere Zinsen und längere 
Laufzeiten der EFSF-Kredite entlastet.

Die harte EZB-Ablehnungsfront gegen 
eine Privatgläubigerbeteiligung erhielt 
am Dienstag erste Risse. Der österrei­
chische Notenbankgouverneur Ewald No­
wotny sagte, ein kurzer Zahlungsausfall 
Griechenlands müsse nicht unbedingt 
große Folgen haben. Die EZB könnte ein 
neues Hilfspaket für Griechenland unter 
Umständen auch dann akzeptieren, wenn 
Ratingagenturen dies als teilweisen Zah­
lungsausfall bewerten würden. „Es gibt ei­
nige Vorschläge, die sich auf eine sehr 
kurzfristige Situation eines selektiven 
Zahlungsausfalls beziehen, die keine um­
fangreichen negativen Folgen hätte“, sag­
te Nowotny in einem Interview.

Das Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) rechnet fest mit einer Beteiligung 
des privaten Sektors an einer Umschul-

dung. Daraus ergebe sich für die anstehen­
den Quartalsberichte Juni eine Abschrei­
bungspflicht für griechische Staatsanlei­
hen. Auch „zur Veräußerung bestimmte“ 
Anleihen müssten nun in der Gewinn- 
und Verlustrechnung abgeschrieben wer­
den. Ein Schuldenschnitt von 30 Prozent 
könnte für deutsche Banken und Versiche­
rer Ahschreibungsbedarf von rund 7 Milli­
arden Euro zur Folge haben. Bei der Com­
merzbank wären es rund 1 Milliarde Euro.

Der deutsche Sachverständigenrat hat 
sich erstmals in einem gemeinsamen Ap­
pell für einen Tausch griechischer Anlei­
hen gegen Anleihen des Euro-Rettungs- 
fonds EFSF ausgesprochen. Dies müsse 
mit einem Abschlag von etwa 50 Prozent 
geschehen, schreiben sie in einem Gast­
beitrag für diese Zeitung. FDP-Chef Phi­
lipp Rosier lehnte Anleihekäufe des EFSF 
strikt ab. (Schuldenkrise, Seite 10)

Arbeitgeber bedauern das Ende von „Elena“
Bundesregierung will einfacheres Konzept für elektronische Meldungen
rike./jja. BERLIN, 19. Juli. Die Arbeitge­
ber haben mit Empörung darauf reagiert, 
dass die Bundesregierung den elektroni­
schen Entgeltnachweis („Elena“) einstel­
len will. „Ein Scheitern wäre ein Armuts­
zeugnis für den Bürokratieabbau“, teilte 
die Bundesvereinigung der Arbeitgeber­
verbände mit. Das Bundeswirtschaftsmi­
nisterium hatte zuvor angekündigt, das 
einstige Prestigeprojekt zum Bürokratie­
abbau „schnellstmöglich“ einzustellen 
(F.A.Z. vom 19. Juli). Grund sei, dass die 
dafür notwendige elektronische Signatur 
nicht weit genug verbreitet ist.

Seit über einem Jahr müssen Arbeitge­
ber monatlich das Arbeitsentgelt ihrer Be­
schäftigten elektronisch an eine Speicher­
stelle bei den Trägern der Rentenversiche­
rung übermitteln. Im Gegenzug sollte 
demnächst die Übermittlung von jährlich 
60 Millionen Bescheinigungen auf Papier­
formularen entfallen und die Unterneh­
men dadurch um Bürokratiekosten von ge­
schätzten 85,6 Millionen Euro entlastet 
werden. Mit einer Chipkarte sollten Ar­
beitnehmer dann bei Behörden Arbeitslo­
sen-, Kinder- oder Wohngeld beantragen 
können. Das Projekt geht auf eine Idee 
des rot-grünen Arbeitsmarktreformers Pe­
ter Hartz zurück.

Der Sicherheitsstandard, der für den 
elektronischen Entgeltnachweis „daten­
schutzrechtlich zwingend geboten“ sei, 
lasse sich trotz aller Bemühungen in ab­
sehbarer Zeit nicht flächendeckend ver­
breiten, urteilte nun das Bundeswirt­
schaftsministerium. Bislang gespeicherte 
Daten sollen „unverzüglich“ gelöscht 
werden; die Arbeitgeber werden von ih­
ren elektronischen Meldepflichten ent­
bunden.

Die Arbeitgeber nannten die Wieder­
einführung von Papiermeldungen einen 
Rückschritt. Wegen der „sehr späten 
Kehrtwende“ der Regierung hätten die 
Unternehmen zudem viel Geld in den 
Sand gesetzt. Seit dem Start hätten sie 
mehr als 500 Millionen Datensätze an die 
Deutsche Rentenversicherung gemeldet. 
Die Kosten dafür und für die notwendi­
gen Investitionen bezifferten sie auf meh-
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Der elektronische Entgeltnach­
weis Elena ist am Ende. Foto dapd

rere hundert Millionen Euro. Das Argu­
ment, die elektronische Signatur habe 
sich nicht schnell genug verbreitet, will 
die Wirtschaft nicht gelten lassen. Die Re­
gierung habe es trotz aller Warnungen 
versäumt, deren Verbreitung zu gewähr­
leisten. Der IT-Branchenverband Bitkom 
kritisierte, „dass man mit großem Auf­
wand und nach langer Vorbereitungszeit 
ein modernes Verfahren einführt und 
dann handstreichartig wieder beendet“.

Die Gewerkschaften zeigten sich hinge­
gen erfreut über das Aus für das Projekt. 
„Heute ist ein guter Tag für den Daten­
schutz“, sagte der stellvertretende Vorsit­

zende der Dienstleistungsgewerkschaft 
Verdi, Gerd Herzberg. Endlich habe sich 
die Bundesregierung entschlossen, doch 
keine „massenweise Vorratsdatenspeiche­
rung zu Lasten der Beschäftigten“ zu orga­
nisieren. Auch der Deutsche Steuerbera­
terverband äußerte sich zufrieden, dass 
„eine Datenkrake beerdigt“ worden sei. 
„Hiermit kam man wahrscheinlich einer 
Niederlage vor dem Bundesverfassungsge­
richt zuvor“, sagte dessen Präsident 
Hans-Christoph Seewald. Die Erfahrun­
gen aus diesem Projekt könnten aber ge­
nutzt werden, damit Arbeitgeber auf kon­
krete Nachfrage Daten von Arbeitneh­
mern elektronisch an Behörden übermit­
teln könnten. Der Berufsverband Freie 
Ärzteschaft forderte, nun auch die Einfüh­
rung der elektronischen Gesundheitskar­
te rückgängig zu machen.

Der Vorsitzende des Nationalen Nor- 
menkontrollrats, Johannes Ludewig, be- 
zeichnete die Entscheidung als überfällig. 
„Dies war die Politik den 2 Millionen Un­
ternehmen schuldig, die regelmäßig Da­
ten an die Zentrale Speicherstelle in 
Würzburg liefern.“ Deren Vertrauen sei 
durch den monatelangen Schwebezu­
stand stark in Mitleidenschaft gezogen 
worden. Gleichwohl sei bedauerlich, dass 
die mit dem Verfahren verbundenen 
Chancen zur Entbürokratisierung nicht 
genutzt werden konnten.

Die Regierung will nun dafür sorgen, 
dass die Investitionen der Unternehmen 
nicht ganz umsonst waren. Das Arbeitsmi­
nisterium will ein Konzept für ein „einfa­
cheres und unbürokratisches“ Meldever­
fahren erarbeiten. Die Infrastruktur von 
„Elena“ soll dafür genutzt werden.

Deutschland bietet sich Russland als Partner an
Visa-Vergabe und Seltene Erden: Merkel und Medwedjew loben Wirtschaftsbeziehungen
rike. BERLIN, 19. Juli. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) hat Russland Er­
leichterungen bei der Visa-Vergabe in 
Aussicht gestellt. Nach den 13. deutsch­
russischen Regierungskonsultationen sag­
te sie am Dienstag in Hannover: „Ich hof­
fe, dass wir 2012 vorlegen werden, in wel­
chen Schritten wir vorangehen.“ Die deut­
sche Wirtschaft fordert schon länger die 
Abschaffung der Visa-Pflicht. Der Ost- 
Ausschuss bezifferte die Visa-Kosten für 
die deutschen Unternehmen auf mehr als 
160 Millionen Euro im Jahr (F.Ä.Z. vom 
8. Juli). Auch Russlands Präsident Dmitrij 
Medwedjew betonte, Russland strebe 
eine schnelle Visa-Liberalisierung an. 
„Deutsche Unternehmen sind interessiert 
am Aufbau moderner Industriesektoren,

aber auch am Aufbau kleiner und mittel­
ständischer Unternehmen“, sagte Merkel 
und verwies auf eine Vereinbarung zwi­
schen der KfW-Bank und der russischen 
Vnesheconombank, die einen Finanzie­
rungsfonds für kleine Firmen prüfen wol­
len. Im Zusammenhang mit der Energie­
wende bezifferte sie den deutschen Mehr­
bedarf an Brückenenergieträgern auf 
zehn Gigawatt; in Frage komme dafür vor 
allem Gas. Allerdings entscheide die Wirt­
schaft alleine, wo sie ihr Gas einkaufe. 
Die Bundesregierung deutete zudem an, 
dass sie keine Einwände gegen einen Ein1 
stieg von Gazprom beim deutschen Ener­
giekonzern RWE habe.

Medwedjew zeigte sich optimistisch, 
dass der Handel zwischen Deutschland

und Russland dieses Jahr das Vorkrisenni­
veau erreichen werde. Die russische Seite 
bot auch eine enge Zusammenarbeit bei 
der Förderung von Seltenen Erden an. 
Medwedjew wies auf eine bevorstehende 
Privatisierungswelle in Russland hin und 
lud die deutsche Wirtschaft ein, sich zu be­
teiligen. Vor allem die Energiewirtschaft, 
das Bau-, Transport- und Gesundheitswe­
sen sowie der Maschinenbau eigneten sich 
für die Zusammenarbeit. Unterzeichnet 
wurden auch Unternehmensvereinbarun­
gen. Siemens etwa schloss eine strategi­
sche Partnerschaft zur Stromnetzmoderni­
sierung und zum Bau von Anlagen zur 
Kraft-Wärme-Kopplung. Continental 
schloss einen Vertrag über ein Reifenwerk 
im russischen Kaluga.

Mit der Postkutsche
Von Joachim Jahn

D er Ausstieg der Bundesregierung 
aus dem elektronischen Entgelt­

nachweis für Arbeitnehmer mutet ähn­
lich kopflos an wie manch andere Ent­
scheidung der vergangenen Monate. 
Die Grundidee von „Elena“ war und 
bleibt richtig: Jedes Jahr 60 Millionen 
Papierformulare ausfüllen zu müssen, 
damit Beschäftigte die eine oder ande­
re Sozialleistung beantragen können, 
ist eine Zumutung für die Unterneh­
men. Auf der einen Seite hat die Koali­
tion jüngst die rechtssichere Kommu­
nikation im Internet mit dem Start 
von „De-Mail“ gefördert, weil sich die 
einst propagierte „elektronische Si­
gnatur“ nicht durchgesetzt hat. Bald 
müssen Finanzämter auch endlich 
Rechnungen akzeptieren, die Firmen 
ihren Kunden mit einfacher Mail über­
mittelt haben. Doch was die Unmenge 
von Bescheinigungen für Sozialversi­
cherungsträger und Behörden angeht, 
befördert Schwarz-Gelb nun die Ar­
beitgeber zurück ins Postkutschenzeit­
alter. Damit wird das Kind mit dem 
Bade ausgeschüttet. Statt das Projekt 
„Elena“ zu beerdigen, sollte es voran­
getrieben, aber verschlankt werden. 
Für den Datenschutz bürgt schon der 
von Berufs wegen kritische Bundesbe­
auftragte, der an dem Konzept mitge­
wirkt hat.

Last des starken Franken
Von Jürgen Dunsch

D as Franken-Hoch freut die 
Schnäppchenjäger unter d 

Schweizern, gleichgültig ob sie nacn 
Konstanz oder Como zum Einkäufen 
fahren. Aber es belastet die heimi­
schen Tourismusanbieter und die ex- 
portorientierten Unternehmen. Alle 
derzeit herumgereichten Gegenrezep­
te taugen nicht viel. Exportsubventio­
nen bringen die üblichen Verwerfun­
gen von Staatshilfen. Eine Anbindung 
des Franken an den Euro zwänge die 
mit Euro und Dollar schon vollgesoge­
ne Nationalbank zu weiteren Interven­
tionen. Ein Negativzins für ausländi­
sche Geldanlagen in der Schweiz grif­
fe auf ein Vorbild in den siebziger Jah­
ren zurück. Der Erfolg war indes be­
grenzt, und die Wirkung würde in der 
globalisierten Finanzwelt von heute 
noch mehr verpuffen. Was die Unter­
nehmen belastet, ist weniger die Fra- 
ken-Stärke an sich als die Geschwi 
digkeit der Aufwertung. Viel wäre ge­
wonnen, wenn die Einfuhrpreise sän­
ken. Bisher reichen die Importeure 
die Währungsgewinne kaum weiter. 
Dies jedoch ist notwendig, will man 
den kleinen und mittleren Unterneh­
men und der Verbrauchernachfrage 
helfen. Die Behörden sollten daher 
zum kleinen Knüppel greifen und 
mehr Parallelimporte erlauben.

Ungeliebte Konkurrenten
Von Henrike Roßbach

E s ist die Horrorvorstellung eines 
jeden Arbeitgebers: Eine kleine 

Gruppe Mitarbeiter legt mit einem Ar­
beitskampf den ganzen Betrieb lahm -  
und kaum ist dieses Rebellennest be­
friedet, geht das nächste Grüppchen 
auf die Barrikaden. In der Tat entschei­
det schon lange nicht mehr nur die 
Zahl der Streikenden darüber, welche 
Schäden ein Arbeitskampf anrichtet. 
Mindestens ebenso wichtig ist, wer 
streikt. Im Einzelhandel etwa können 
Tausende über Wochen immer wieder 
in den Ausstand treten. Trotzdem be­
kommt kaum ein Kunde etwas mit. 
Wenn aber ein paar Fluglotsen für eini­
ge Stunden in den Bummelstreik tre­
ten, fallen reihenweise Flüge aus, Flug­
pläne geraten nachhaltig aus dem 
Takt, und zahllose Reisende stranden 
in den Abflughallen.

Wann immer sich Beschäftigte zu­
sammentun, die an sensiblen Punkten 
eingesetzt und damit unentbehrlich 
sind, treibt das den Arbeitgebern den 
Angstschweiß auf die Stirn. Kein Wun­
der. Unzufriedene Eliten müssen sich 
nicht anstrengen, um für Chaos zu sor­
gen. In Deutschland lässt sich dieses 
Phänomen seit Jahren beobachten. 
Ärzte, Lokführer, Piloten, Fluglotsen, 
Flugbegleiter: Sie alle haben eigene 
Gewerkschaften gegründet, um ihre In­
teressen durchzusetzen. Erfolgreich 
waren sie deshalb, weil sie an einem 
neuralgischen Punkt ansetzten: dem 
Missverhältnis zwischen Verantwor­
tung und Anerkennung, das die Be­
schäftigten dieser Berufsgruppen emp­
fanden und nicht länger dulden woll­
ten. Obwohl dieses Muster leicht zu 
durchschauen ist, haben die großen 
Gewerkschaften und auch die Arbeit­
geber erstaunlich lange gebraucht, das 
Konfliktpotential zu erkennen.

Besonders heftig bekam die Deut­
sche Bahn die Macht einer kleinen, zu 
allem entschlossenen Gruppe zu spü­
ren. Der Streik der Lokführergewerk­
schaft GDL im Jahr 2007 erschütterte 
den Konzern, und plötzlich diskutierte 
ganz Deutschland darüber, ob man das 
überhaupt darf -  als kleine Gewerk­
schaft ein Unternehmen derart in den 
Wahnsinn zu treiben, mit all den Fol­
gen für die Reisenden und den Wirt­
schaftsstandort. Der Versuch der 
Bahn, der GDL mit Gerichtsbeschlüs­
sen beizukommen, scheiterte kläglich. 
Am Ende musste sie die Gewerkschaft 
anerkennen. Auch die Ärztegewerk­
schaft Marburger Bund hat ihre Tarif­
macht mit Streiks erzwungen. Doch in­
zwischen haben die Arbeitgeber offen­
bar gelernt, mit der Tarifpluralität zu 
leben. Im jüngsten Konflikt bei der 
Bahn etwa gab es zwar auch Streit, 
weil die GDL den Konzern in Geisel­
haft nahm für etwas, das sie von den 
Privatbahnen wollte. Am Ende aber

fallenließ, taten sich die Arbeitgeber 
mit dem Deutschen Gewerkschafts­
bund zusammen, um bei der Regie­
rung für ein Gesetz zur Sicherung der 
Tarifeinheit zu werben. Doch selbst un­
ter denjenigen Politikern, die elektri­
siert waren von der Idee, sich damit 
gleichzeitig bei Gewerkschaften und 
Arbeitgebern beliebt zu machen, kehr­
te rasch Ernüchterung ein. Die verfas­
sungsrechtlichen Bedenken sind groß, 
und die Spartengewerkschaften wehr­
ten sich nach Kräften -  vor allem der 
Marburger Bund verfügt im Bundestag 
durchaus über eine Lobby. Seit kürz­
lich dann auch noch der Gewerk­
schaftsbund das Bündnis verließ, weil

Dem Tarifkartell aus 
Arbeitgebern und 
Gewerkschaften fehlt der 
Sinn für Wettbewerb.

die Basis der Dienstleistungsgewerk­
schaft Verdi aus Sorge um das Streik­
recht nicht mehr mitmachen wollte, ist 
das Projekt erst einmal tot.

Schlimm ist das nicht. Auch wenn 
die Arbeitgeber die Tarifvielfalt verbal 
gerne in die Nähe des Fegefeuers rü­
cken: Deutschland ist weit entfernt 
von Streikkaskaden. Sicher, seit dem 1. 
Mai gibt es eine Feuerwehrgewerk­
schaft. Doch die hat nur sechs Landes­
verbände und 1000 Mitglieder -  v 
100 000 Feuerwehrleuten im ganz^.. 
Land. Außerdem sind die meisten Be­
amte und dürfen nicht streiken. Blei­
ben die Werksfeuerwehren. Für ein Un­
ternehmen wie BASF wäre es eine 
ernste Bedrohung, wenn die eigene 
Feuerwehr das komplette Chemiewerk 
stilllegte. Aber zum einen würden im 
Streikfall wohl Notpläne vereinbart, 
wie es auch bei den Krankenhausärz­
ten der Fall ist. Zum anderen ist gerade 
diese Gruppe eher schwer empfäng­
lich für die Verlockungen der neuen 
Gewerkschaft. Denn sie fällt unter den 
Tarifvertrag der Chemiegewerkschaft 
IG BCE, in dem sie gut wegkommt. 
Schlecht behandelt fühlen sich vor al­
lem Feuerwehrleute der Kommunen, 
die den Rotstift spüren.

Dem Tarifkartell aber geht offenbar 
jeglicher Sinn für Wettbewerb ab. F 
bei wissen die großen Gewerkschtu­
ten, dass sie eine Mitschuld am Erfolg 
der kleinen tragen. Zu lange haben sie 
ihre Berufseliten vernachlässigt. Es 
kommt nicht von ungefähr, dass vor al­
lem die Viel-Sparten-Gewerkschaft 
Verdi zu kämpfen hat. Letztlich haben 
es Arbeitgeber und Gewerkschaften 
selbst in der Hand, die Tarifvielfalt zu 
organisieren. Sollte sich doch noch ir­
gendwann herausstellen, dass das Ta-
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Schuldenkrise: Welche Lösungswege die EU-Staaten und der Sachverständigenrat befürworten

Zwischen Umschuldung, Bankenabgabe und Eurobonds
Deutschland findet mit seinen 
Forderung nach einer Beteili­
gung privater Gläubiger bei 
einem weiteren Hilfspaket für 

riechenland vor allem bei 
den Niederländern, den Öster­
reichern und den Finnen 
Unterstützung. Je weiter süd­
lich und je höher verschuldet r 
die anderen Euro-Staaten 
sind, desto eher plädieren sie 
für großzügige Hilfen. Ein 
Überblick über die Positionen.

In Frankreich hat der Elysee-Palast eine 
Art informelle Nachrichtensperre ver­
hängt, an die sich die Politiker bisher weit­
gehend halten. Immerhin hat Europami­
nister Jean Leonetti zu erkennen gege­
ben, dass Frankreich Sympathie für eine 
Bankenabgabe besitzt. Die französische 
Position ist wenig komfortabel. Ange­
sichts steigender Preise für Kreditausfall- 
’ 'rivate (CDS) auf französische Staatsan- 

hen sowie eines steigenden Renditeab­
stands französischer zu deutschen Staats­
anleihen kann Paris kaum darauf vertrau­
en, von einer eventuellen Verschärfung 
der Schuldenkrise im Euroraum nicht er­
fasst zu werden. Daher dürfte die Bereit­
schaft gestiegen sein, nicht länger jede 
Form von Umschuldung und Beteiligung 
privater Gläubiger an den Lasten einer 
Umschuldung zu verweigern.

Italien will die Krise durch die Ausgabe 
von Eurobonds, also gemeinschaftlichen 
Anleihen, bekämpfen. Deutschland und 
Kanzlerin Merkel müssten ihrer Füh­
rungsverantwortung in Europa gerecht zu 
werden, heißt es immer wieder aus der ita­
lienischen Regierung. Allerdings wollen 
die Italiener, dass Merkel ihr politisches 
Gewicht dazu verwendet, die italieni­
schen Wunschpositionen zu verwirkli­
chen. Dazu gehört die Einrichtung eines 
möglichst großen Rettungsfonds und vor 
allem die Ausgabe von Eurobonds, die 
langfristig die nationalen Staatstitel erset­
zen sollen. Davon versprechen sich die 
Italiener dauerhaft ähnlich niedrige Zin­
sen, wie sie Deutschland genießt. Finanz­
minister Giulio Tremonti wirbt seit Mona­
ten für die Eurobonds. Aus der italieni­
schen Politik ertönt auch Ruf nach mehr 
Solidarität in Europa, was als Wunsch 
nach der Umverteilung größerer Geld­
mengen interpretiert werden kann.

Europäische Flaute: Nicht alle halten den Euro mehr hoch Foto dpa

Die Krisenländer Spanien und Portu­
gal sind für alles, was vorübergehende Er­
leichterung bei den Risikoprämien und 
also Zeitgewinn verspricht. Daher sind so­
wohl die regierenden Sozialisten in Ma­
drid als auch die regierenden Konservati­
ven in Lissabon für mehr Griechenland­
hilfe, obwohl es auch sie einen Beitrag 
kostet. Spaniens Ministerpräsident Zapa­
tero hofft, dass er mit EU-Schützenhilfe 
bis zum regulären Wahltermin im März 
2012 durchhalten kann. Insgeheim weiß 
er aber, dass die sich verschärfende Lage 
an den Finanzmärkten eher früher als spä­
ter vorgezogene Wahlen diktieren dürfte. 
Der neue portugiesische Ministerpräsi­
dent Passos Coelho, der gerade ein weite­
res unangenehmes Loch im Staatshaus­
halt entdeckte, hängt schon am Tropf der 
EU und des Internationalen Währungs­
fonds. Er fürchtet, dass die Verweigerung 
von mehr Stütze für Athen, ein böses 
Omen für den Fall wäre, dass auch Portu­
gal einen Nachschlag braucht.

In den Niederlanden legt Finanzminis­
ter Jan Kees de Jager stets großen Wert 
auf eine enge Abstimmung mit Deutsch­
land in der Euro-Krise. De Jager gehört 
zu den entschiedenen Fürsprechern einer 
Einbeziehung von Banken und Versiche­
rungen in die Rettung der gemeinsamen

Deutschland in der Zwickmühle
Die Bundesregierung will eine Aus­
breitung der Euro-Staatsschuldenkri­
se verhindern, die Schuldentragfähig­
keit Griechenlands wiederherstellen, 
eine unbegrenzte Haftung Deutsch­
lands verhindern („keine Euro­
bonds“) und private Gläubiger mess­
bar und substantiell beteiligen. Dum­
merweise harmonieren die Ziele 
nicht. Finanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) schlug Anfang Juni 
einen Anleihetausch für Gläubiger 
vor, der zu einer Verlängerung der 
ausstehenden Forderungen um sieben 
Jahre führen sollte. Die Europäische 
Zentralbank warnte dringlich vor je­
der nicht freiwilligen Einbindung pri­
vater Gläubiger. Wenn die Rating­
agenturen die Anleihen auf D-Status 
abwerteten, werde sie diese nicht 
mehr als Sicherheit akzeptieren. Die 
Banken in Griechenland könnten sich 
damit nicht mehr refinanzieren. Euro­
pa hätte ein neues Problem. Das hielt 
die Koalitionsfraktionen im Bundes­
tag nicht davon ab, die Bundesregie-

rung aufzufordern, „neuen Finanzhil­
fen für Griechenland nur zuzustim­
men, wenn eine angemessene Beteili­
gung privater Gläubiger eingeleitet 
wird“. Ende Juni gab es eine Verein­
barung mit den privaten Banken und 
Versicherern. Diese sagten zu, fällige 
griechische Anleihen zu verlängern. 
Es ging um 2 Milliarden Euro. Die 
Ratingagenturen drohten daraufhin, 
wenn politischer Druck auf Gläubiger 
ausgeübt werde, sei dies ein „Krediter­
eignis“ (D-Rating) -  was man eigent­
lich vermeiden wollte. Doch nun gel­
ten solche Tabus in der Regierung of­
fenbar nicht mehr. Es wird verschärft 
über Umschuldungsmodelle gespro­
chen, nicht zuletzt unter Einbezie­
hung des Rettungsfonds EFSF. Direk­
te Käufe lehnt die FDP kategorisch 
ab. „Der Rettungsfonds EFSF darf 
nicht zum Gläubiger griechischer An­
leihen werden, indem er solche Anlei­
hen auf dem Sekundärmarkt selbst 
kauft“, sagte der FDP-Vorsitzende 
Philipp Rösler dieser Zeitung. mas.

Währung. Mit seiner jüngsten Äußerung, 
dass die Gläubiger notfalls auch unter 
Zwang einen Beitrag leisten müssten, ist 
er allerdings angeeckt. Der christdemo­
kratische Politiker hat seinen Vorstoß vor 
allem damit begründet, dass es darum 
gehe, mehr Optionen beim Euro-Krisen- 
management zu haben.

Die Regierung des Nachbarlands Bel­
gien, das mit einem Schuldenstand von 
fast 100 Prozent des Bruttoinlandspro­
dukts schon mehrfach in das Visier der Fi­
nanzmärkte geraten ist und seit 15 Mona­
ten nur noch geschäftsführend amtiert, 
hält sich in der Euro-Debatte merklich zu­
rück. Finanzminister Didier Reynders hat 
sich für eine Ausweitung der Stützungs­
mechanismen sowie eine Beteiligung pri­
vater Gläubiger ausgesprochen.

Österreich unter der SPÖ-ÖVP-Koaliti­
onsregierung strebt eine Umschuldung 
unter Beteiligung privater Gläubiger für 
Athen an, will aber einen Schulden­
schnitt vermeiden. Eine Verlängerung 
der Fristen zur Schuldenrückzahlungen 
und die Aufstockung der Hilfen kommen 
nach Meinung der Finanzministerin Ma­
ria Fekter (ÖVP) einer Umschuldung 
gleich. Sie ist strikt gegen die Einführung 
von Eurobonds. „Man soll nicht Geld, das 
keine erstklassige Bonität hat (Triple A) 
hat, mit Triple A-Geld vermischen. Da 
kommt kein Triple A-Geld heraus“, sagt 
die Finanzministerin. Außerdem befür­
wortet Österreich eine Transaktionssteu­
er und eine europäische Ratingagentur.

In Finnland haben Kritiker der Finanz­
hilfen für überschuldete Euro-Länder bei 
den Parlamentswahlen im April zwar den 
größten Stimmenzuwachs errungen, in 
der von sechs Parteien getragenen Regie­
rung von Ministerpräsident Jyrki Katai- 
nen sind die euroskeptischen „Wahren 
Finnen“ jedoch nicht vertreten. Deshalb 
reist die Delegation des einzigen nordeu­
ropäischen Mitgliedslands der Währungs­
union nun mit dem festen Willen zur Eini­
gung nach Brüssel. Allerdings stehen so­
wohl Katainen als auch seine sozialdemo­
kratische Nachfolgerin Jutta Urpilainen 
einem weiteren Hilfskredit für Griechen­
land Und Eurobonds wie ihre Kollegen 
aus Deutschland und den Niederlanden 
skeptisch gegenüber. Ohne Garantien 
wollten sie weiteren Hilfen nicht zustim­
men. Als Sicherheiten haben finnische Po­
litiker Anteile an der neu gegründeten 
griechischen Privatisierungsgesellschaft 
ins Spiel gebracht.
Zusammengestellt von Gerald Braunberger, Tobias 
Plller, Michael Stabenow, Leo Wieland,
Michaela Seiser und Sebastian Balzter.

Tremontis Europakurs gilt nicht fürs eigene Land
Italiens Finanzminister fordert Solidarität für Südeuropa -  für den italienischen Süden predigt er jedoch Eigenverantwortung
tp. ROM, 19. Juli. Italiens Regierung, vor 
allem aber Finanzminister Giulio Tremon­
ti, verwickelt sich in Widersprüche zwi­
schen den Forderungen an Brüssel und 
den Maximen der Politik im eigenen 
Land: Von den Partnerländern der Euro­
päischen Union fordert Tremonti Solidari­
tät und die Vergemeinschaftung der Staats­
schulden. In Italien selbst propagiert der 
Minister dagegen das Prinzip der Eigenver­
antwortung der einzelnen Regionen.

Noch während der Parlamentsdebatte 
über das inzwischen beschlossene italieni­
sche Sparpaket wandte sich Tremonti mit 
fordernden Worten an Deutschland: „Ent­
weder wir gehen voran oder wir gehen un­
ter“, sagte Tremonti im italienischen Se­
nat. Die Lösung sei entweder politisch 
und gemeinschaftlich für ganz Europa, 
oder es gebe gar keine -  „ohne Illusion der 
Rettung für Einzelne“. „Es ist wie auf der 

anic, nicht einmal die Passagiere der

ersten Klasse können sich retten“, lautete 
die Spitze von Tremonti in Richtung 
Deutschland. Der italienische Minister 
hat zuletzt in einem Gespräch mit einer 
amerikanischen Zeitung seinen Wunsch 
nach der Einführung von Eurobonds be­
kräftigt. Immer größere Anteile der natio­
nalen Staatsschulden sollten auf Euro­
bonds transferiert werden, so Tremonti.

Diese Forderungen Tremontis nach Soli­
darität auf europäischer Ebene stehen in 
eigenartigem Kontrast zu seiner Politik in­
nerhalb Italiens. Dort stört sich Tremonti 
genau daran, dass die Staatsausgaben ver- 
gemeinschaftet sind, weshalb er für die ita­
lienischen Regionen und Kommunen das 
Prinzip getrennter Buchführung und Ver­
antwortlichkeiten einführen will.

Dieses Projekt läuft in Italien unter dem 
Stichwort „steuerlicher Föderalismus“. 
Der ist das Lieblingsprojekt der Lega 
Nord, dem kleineren Koalitionspartner

Berlusconis. Dabei ist Minister Tremonti 
zwar offiziell Mitglied in Berlusconis Par­
tei „Volk der Freiheit“, wird aber gleichzei­
tig von der Lega Nord als einer der ihren

Finanzminister 
Giulio Tremonti
ist in innenpoliti­
schen Fragen ein 
Gegner der Trans­
ferzahlungen an 
die südlichen 
Regionen. Foto AFP

angesehen. Schließlich ist Tremonti, gebo­
ren in Sondrio nahe an der Schweizer 
Grenze, in Italien ebenfalls ein Nordlicht 
und vertritt mit ebenso viel Überzeugung 
das Projekt der Föderalisierung der öffent­

lichen Finanzen. Bisher wird nämlich ein 
Großteil der regionalen und kommunalen 
Haushalte durch Zuweisungen des Zentral­
staates finanziert, die sich weniger an ob­
jektiven Kriterien, mehr an früheren Aus­
gaben orientieren und damit diejenigen 
begünstigen, die viel Geld ausgeben. Die 
Lega Nord und Tremonti sehen darin den 
Grund für eine massive Geldverschwen­
dung in Süditalien. „Es kann nicht sein, 
dass weiterhin die Regel gilt, je mehr Geld 
man ausgibt, desto mehb Stimmen be­
kommt man“, sagte Tremonti vor mehre­
ren Wochen. Das Projekt des Föderalis­
mus soll die Zuteilung der Gelder nach ob­
jektiven Kriterien organisieren; in dem 
von den Regionen verwalteten staatlichen 
Gesundheitswesen sollen standardisierte 
Zuweisungen für Gerechtigkeit sorgen. 
Tremonti sieht darin die Möglichkeit, die 
Politiker zu Verantwortung gegenüber ih­
ren Wählern zu erziehen. Denn diejeni­

gen, die verantwortungslos wirtschaften, 
müssten am Ende die Steuern erhöhen 
und würden dann von ihren Wählern even­
tuell auch bestraft. Auch sollten vor Wahl­
terminen externe Institutionen die Finan­
zen prüfen, damit kein regionaler oder 
kommunaler Politiker in Versuchung 
kommt, kurz vor den Wahlen Haushaltslü­
cken zu verstecken.

Im neuen Haushaltspaket hat Tremonti 
sogar Kommunen und Regionen in vier 
Klassen der Haushaltsführung einteilen 
lassen. Bisher lamentierten nördliche Poli­
tiker, sie dürften wegen des „internen Sta­
bilitätspakts“ nicht mehr Geld ausgeben, 
nur weil der Süden unsolide wirtschafte. 
Mehr Freiheiten sollen solide wirtschaf­
tende Lokalpolitiker bekommen -  für den 
Süden propagieren populistische Politiker 
der Lega Nord dagegen ein klares Kon­
zept: „Die Kommunen des Südens müssen 
auf Wasser und Brot gesetzt werden.“

Standpunkt: Peter Bofinger, Lars P. Feld, Wolfgang Franz, Christoph M. Schmidt und Beatrice Weder di Mauro

Krise der Währungsunion: Zeit für den Plan B
W as als Schuldenkrise einzelner 

Länder begann, hat sich zu einer 
ernsthaften Bedrohung der Stabi­

lität des gesamten Währungsraums ausge­
wachsen. Divergierende Interessen und 
unterschiedliche Auffassungen über die 
angemessene Steuerung in der Eurozone 
haben zu politischen Positionen geführt, 
die sich gegenseitig blockieren. Aufgrund 
ihrer Verfestigung in der aktuellen Krise 
konnten sich die Staats- und Regierungs­
chefs bislang lediglich auf das Prinzip 
Hoffnung, einen „Plan A“, einigen, gemäß 
J m die Krisenländer Griechenland, Ir- 

d und Portugal in absehbarer Zeit in 
der Lage sein sollen, die von der Gemein­
schaft erhaltenen Finanzhilfen zurückzu­
zahlen.

Zudem wendet sich die Europäische 
Zentralbank (EZB) gegen eine geldpoliti­
sche Lösung und sieht die Schuldenkrise 
als fiskalisches Problem an. In diesem 
Konflikt besteht aufgrund der hohen 
Wahrscheinlichkeit eines Fehlschlags von 
Plan A die Gefahr, dass es entweder zu ei­
nem uneingeschränkten Bail-out oder zu 
einem unkontrollierten Auseinanderbre­
chen der Währungsunion kommt.

Eine uneingeschränkte gemeinsame 
Haftung im Euroraum ergäbe sich, wenn 
die Verschuldung der Problemländer wei­
terhin wüchse, ohne dafür am Markt eine 
hinreichende Finanzierung zu finden. 
Die Folge wären immer größere staatli­

che Stützungsprogramme durch die Ge­
meinschaft und eine überproportionale 
Belastung der finanziell gesunden Län­
der. Eine solche Entwicklung wäre nicht 
nur schädlich für die Fiskaldisziplin, sie 
setzte auch falsche Anreize für die Märk-

Sachverständige (v.l.): Schmidt, 
Franz (Vorsitzender), Weder di 
Mauro, Feld, Bofinger Foto Imago

te. Früher oder später gefährdete die über­
mäßige Inanspruchnahme der starken 
Länder die politische Akzeptanz der Wäh­
rungsunion.

Noch schneller könnte der Euroraum 
auseinander brechen, wenn es zum un­
kontrollierten Zahlungsausfall und zum 
Austritt eines Landes aus der Währungs­
union käme. Ein solcher Prozess würde 
durch eine ungünstige wirtschaftliche 
Entwicklung in den Problemländern und 
abnehmenden politischen Reformwillen

ausgelöst. Beschleunigend wirkten Zwei­
fel an der Solvenz weiterer Länder, die 
sich höheren Zinsaufschlägen gegenüber 
sehen würden.

Der Erhalt der Europäischen Währungs- 
union ist aus deutscher Sicht gegenüber 
den skizzierten Ecklösungen so eindeutig 
vorteilhaft, dass es dringend geboten ist, 
die momentane Blockade der europäi­
schen Politik zu überwinden und dafür zu 
sorgen, dass die langfristige Stabilität des 
Währungsraumes gesichert bleibt.

Der Plan B beruht auf der Überlegung, 
dass die Rückgewinnung finanzieller Stabi­
lität Griechenlands einen Teilschuldener­
lass erfordert. Anzustreben ist ein Schul­
denschnitt auf die ausstehenden Anleihen 
um etwa 50 Prozent. Dadurch würde der 
Schuldenstand von 160 Prozent auf etwa 
106 Prozent sinken. Dies dürfte von den 
Rating-Agenturen als Zahlungsausfall 
(Default) gewertet werden. Um die Stabili­
tät des Prozesses zu gewährleisten, sollte 
der Schuldenschnitt mit einem Umtausch­
angebot von griechischen Anleihen in sol­
che der Europäischen Finanzstabilisie­
rungsfazilität (EFSF) kombiniert werden. 
Konkret würde für eine griechische Anlei­
he mit einem Nennwert von 100 Euro ein 
Umtausch in eine EFSF-Anleihe von 50 
Euro angeboten. Damit ginge die ausste­
hende griechische Staatsschuld in das Port­
folio der EFSF über.

Um die Anreize zur Reform in den Pro­
blemländern aufrecht zu erhalten, könn­

te die EFSF im Rahmen der IWF/EU-Pro- 
gramme den Schuldenerlass nicht sofort, 
sondern zeitlich gestaffelt und im Gegen­
zug gegen Reformschritte an Griechen­
land weitergeben. Im Gegensatz zu Plan 
A wäre dieser Lösungsansatz unabhängig 
von der Einschätzung der Rating-Agentu­
ren, da die Banken nur noch EFSF-Anlei- 
hen im Portfolio hielten. Der EZB könnte 
bei dieser Lösung die Option eingeräumt 
werden, die von ihr erworbenen Anlei­
hen zum Ankaufskurs beim EFSF in 
EFSF-Anleihen einzutauschen.,Ein weite­
rer Vorteil von Plan B bestünde darin, 
dass „Spekulanten“ nicht belohnt wür­
den. Bei Plan A (und Versionen eines 
„freiwilligen“ Umtauschs) erreichten sie 
für Anleihen, die sie zu niedrigen Kursen 
erworben haben, eine Rückzahlung zu 
100 Prozent. Bei Plan B bestünde ledig­
lich die Alternative, nach einer Frist ei­
nen Umtausch zu 50 Prozent in neue grie­
chische Anleihen ohne EFSF-Garantie 
zu akzeptieren.

Der Nachteil von Plan B besteht freilich 
darin, dass diejenigen Banken gestützt 
werden müssen, die in besonderem Maße 
in griechischen Anleihen engagiert sind. 
Das sind in erster Linie griechische Ban­
ken. Die EFSF könnte hier die notwendige 
Kapitalzuführung (von etwa 20 Milliarden 
Euro) vornehmen. Allerdings sind im 
IWF/EU-Programm ebenfalls Mittel zur 
Rekapitalisierung der griechischen Ban­
ken vorgesehen. Ebenso besteht bei Plan

B das Risiko, dass es zu einer Kettenreakti­
on kommt, von der die übrigen Problem­
länder erfasst werden. Für Irland und Por­
tugal wäre das weniger problematisch, da 
sie für die nächsten Jahre vollständig 
durch den EFSF finanziert werden. Denk­
bar wäre es, für Irland und Portugal ver­
gleichbare Umschuldungsprogramme auf­
zulegen. Spanien und Italien sollten gleich­
zeitig ihre laufenden Spar- und Anpas­
sungsprogramm stärken und allenfalls 
eine präventive Kreditlinie des IWF bean­
tragen, um nicht in eine Abwärtsspirale zu 
geraten. Letztlich wird sich die Gefahr der 
Ansteckung nur durch eine entschlossene 
und gemeinsame Aktion der Regierungen 
der Eurozone und der EZB bannen lassen.

Über die aktuellen Erfordernisse hin­
aus sollte ein zukunftsfähiges Regelwerk 
für den Euroraum einen dauerhaften Kri­
senmechanismus etablieren. Mit dem Eu­
ropäischen Stabilisierungsmechanismus 
(ESM) ist zwar ein erster Schritt getan. 
Dieser belässt dem Rat jedoch weit rei­
chende diskretionäre Handlungsspielräu­
me und leidet somit unter ähnlichen 
Glaubwürdigkeitsproblemen wie der Stabi- 
litäts- und Wachstumspakt. Glaubwürdig­
keit ist heute ausgesprochen knapp in der 
Währungsunion und kann nur über den 
richtigen Ordnungsrahmen wiederherge­
stellt werden.
Die Autoren bilden den deutschen Sachverständi­
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung

Netzagentur zeigt 
Szenarien für 
Windstrom auf
bü. BONN, 19. Juli. Die Bundesnetz­
agentur hat erste Schritte für den Bau 
der neuen Höchstspannungsleitungen, 
die in Zukunft Wind- und Sonnenstrom 
zu den Verbrauchsorten transportieren 
müssen, in die Wege geleitet. Die Be­
hörde stellte am Dienstag unterschiedli­
che Szenarien für den Ausbau der er­
neuerbaren Energien zur Diskussio 
die den Rahmen für die regionale Netz­
planung abstecken. Bis Oktober 2012 
soll der Regierung und dem Bundestag 
ein „Bedarfsplan“ vorliegen; danach 
könnte die Feinplanung des Trassenver- 
laufs beginnen. Mit dem ersten Spaten­
stich rechnet Behördenpräsident Mat­
thias Kurth frühestens 2015. In den Sze­
narien zeigen sich erhebliche Differen­
zen zwischen den Erwartungen von 
Bund und Ländern an den Ausbau der 
erneuerbaren Energien. Obwohl sie die 
gleichen Förderbedingungen unterstel­
len, gehen die Prognosen vor allem für 
den Windstrom weit auseinander. Ins­
gesamt schätzen die Bundesländer, 
dass die Stromproduktion aus erneuer­
baren Energien bis 2022 um rund 170 
Prozent wachsen und dann 46 Prozent 
zum deutschen Stromverbrauch beitra­
gen wird. Im Energiekonzept der Bun­
desregierung werden ein Zuwachs um 
70 Prozent und ein VerbrauchsanF" 
von 35 Prozent angenommen. Welc. 
Konsequenzen sich aus den unter­
schiedlichen Annahmen für die Netz­
planung ergeben könnten, ließ Kurth 
offen. Ob eines der abgeschalteten 
Atomkraftwerke zur Absicherung der 
Energieversorgung in Reserve gehalten 
werden soll, will die Netzagentur erst 
Ende August bekanntgeben.

Kurze Meldungen
Mehr Steuereinnahmen
Der Fiskus profitiert mächtig vom Auf­
schwung. Das Steueraufkommen von 
Bund und Ländern stieg im Juni um 
9,8 Prozent auf 53,2 Milliarden Euro. 
Das Plus lag damit noch etwas über der 
schon hohen Steigerungsrate in den 
ersten Monaten des Jahres. Insgesamt 
nahmen damit Bund und Länder im 
ersten Halbjahr 256,9 Milliarden Euro 
ein. Das ist ein Plus von 9,3 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Wie 
aus Regierungskreisen weiter verlaute­
te, stieg das Aufkommen aus der Lohn­
steuer um 10,9 Prozent, das aus der 
Umsatzsteuer um 8,2 Prozent. mas.

Telekomregeln missachtet
Die EU-Kommission droht 20 der 27 
EU-Staaten wegen mangelhafter Über­
tragung des neuen Regelwerks zum Te­
lekommarkt mit Klagen vor dem Euro­
päischen Gerichtshof. Die Vorschrif­
ten, die bis Mai in allen EU-Ländern 
zur Anwendung kommen sollten, um­
fassen neben erweiterten Befugnissen 
für Regulierungsstellen neue Ansprü­
che für die Verbraucher. Dazu gehören 
das Rechte zu klareren Informationen, 
Garantien zum persönlichen Daten­
schutz und die Möglichkeit, innerhalb 
eines Tages den Anbieter zu wechseln, 
ohne die Telefonnummer verändern zu 
müssen. Bisher hätten erst sieben Mit­
gliedstaaten das EU-Regelwerk voll­
ständig in innerstaatliches Recht über­
tragen. Den Regierungen der übrigen 
20 Staaten, darunter Deutschland, setz­
ten die Vertragshüter eine Frist von 
zwei Monaten, das Regelwerk zur An­
wendung zu bringen. now.

Konjunkturerwartungen sinken
Unter dem Eindruck der Euro-Krise 
haben die deutschen Finanzexperten 
ihre Konjunkturerwartungen im Juli 
abermals gesenkt. Der ZEW-Konjunk- 
turindex fiel um 6,1 auf minus y  
Punkte, teilte das Zentrum für Eure . 
sehe Wirtschaftsforschung mit. Der In- 
dex beruht auf einer monatlichen Um­
frage unter rund 300 Börsenfachleuten 
und institutioneilen Anlegern. „Vor 
dem Hintergrund des instabilen welt­
wirtschaftlichen Umfeldes stellt sich 
die Frage, wie lange der Konjunktur­
motor noch mit der derzeitig hohen 
Drehzahl laufen wird“, kommentierte 
ZEW-Präsident Wolfgang Franz. Die 
aktuelle Wirtschaftslage wird nach wie 
vor sehr positiv beurteilt. ppl.

Niedriglöhne weiter gesunken
Geringverdiener haben seit dem Jahr 
2000 deutliche Lohneihbußen hinneh- 
fhen müssen. Ihre Bezüge sanken um 
bis zu 22 Prozent und damit weit stär­
ker als die Nettoeinkommen aller Be­
schäftigten, wie aus einer am Dienstag 
veröffentlichten Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforsch’ ' 
(DIW) hervorgeht. 4
Uranvorkommen entdeckt
In Indien liegt das möglicherweise 
größte Uranvorkommen der Welt. Wie 
eine Untersuchung des Vorkommens 
Tümalapalli im südöstlichen Bundes­
staat Andhra Pradesh bestätigte, la­
gern dort mindestens 49 000 Tonnen 
Uranerz. Das sagte der indische Atom­
energieminister Srikumar Banerjee 
am Dienstag mehreren indischen Zei­
tungen. Die Untersuchung hatte meh­
rere Jahre angedauert. Die tatsächli­
che Menge könnte sogar dreimal so 
hoch sein, sagte Banerjee. Dann wäre 
dies das größte Vorkommen der Welt. 
Doch auch dies reiche nicht aus, um 
den Bedarf der schnell wachsenden 
Volkswirtschaft zu decken, zumal die 
Qualität niedrig sei. AFP
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